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A  Deklaration der versicherten Sachen 
1. Versicherte Gefahren und Schäden – je nach beantragtem Versicherungsumfang 
Feuer (Brand, Blitzschlag, Explosion), Leitungswasser, Sturm/ Hagel, Elementar 
 
2. Versicherte Sachen 
Versichert sind einschließlich Fundamente, Grund- und Kellermauern 

– Wohngebäude, Wohn- und Geschäftsgebäude mit mindestens 50% Wohnanteil einschließlich dazugehöriger Garagen (auch 
Einzelgaragen auf Nebengrundstücken) sowie Nebengebäude gemäß Antrag 

– Zubehör, das der Instandhaltung eines versicherten Gebäudes oder dessen Nutzung zu Wohnzwecken dient, ist mitversichert, 
soweit es sich in dem Gebäude befindet oder außen an dem Gebäude angebracht ist (z.B. Gemeinschaftswaschanlagen, 
Brennstoffvorräte für Sammelheizungen, Wasser-, Gas-, Elektrizitäts- und Wärmezähler, Antennen, Markisen, Blitzableiter, 
Schutz- und Trennwände) 

 
3. Versicherungsumfang – je nach gewähltem Versicherungsschutz 
Für die aufgeführten Positionen ist die Entschädigung je Versicherungsfall und Versicherungsgrundstück insgesamt (summarisch) 
auf 100% der Versicherungssumme der vom Schaden betroffenen Gebäude begrenzt, wobei die genannten Entschädigungsgrenzen 
die jeweils für die Einzelposition zu leistende Höchstentschädigung darstellen. 
 
 XL-Schutz XXL-Schutz 
Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper l l 
Anprall von fremden Kraft- oder  Schienenfahrzeugen  l 
Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten 10 % l 
Aufräumungskosten für Bäume nach einem Sturm 1.500 EUR 5.000 EUR 
Außenwandverkleidungen l l 
Beseitigung von Graffiti (SB 500 EUR)  2.500 EUR 
Bruch von Armaturen  250 EUR 
Dekontamination von Erdreich 50.000 EUR 100.000 EUR 
Feuer-Nutzwärmeschäden l l 
Feuer-Rohbauversicherung 12 Monate 24 Monate 
Frost- und Bruchschäden   
§ an Zu- und Ableitungsrohren der Wasserversorgung sowie Heizungsrohren innerhalb 

versicherter Gebäude 
§ an Wasserzuleitungs- und Heizungsrohren außerhalb versicherter Gebäude, auf dem Versi-

cherungsgrundstück zur Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen 
§ an sonstigen Zuleitungsrohren der Wasserversorgung innerhalb und außerhalb des Versi-

cherungsgrundstücks, soweit der Versicherungsnehmer zur Unterhaltung verpflichtet ist 

l 
 
l 
 

5 %1 

l 
 
l 
 

10 %¹ 

Gebäudebeschädigung infolge Einbruch durch unbefugte Dritte 2.500 EUR 5.000 EUR 
Hotelkosten bis zu 100 Tage für die eigengenutzte Wohnung 50 EUR pro Tag 100 EUR pro Tag 
Implosion  l 
Innenliegende Regenfallrohre  l 
Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung, mutwillige Beschädigung (SB 2.500 EUR)  50.000 EUR 
Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen 10 % l 
Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen - für Restwerte - 50.000 EUR 100.000 EUR 
Mehrkosten infolge Preissteigerung (Preisdifferenzversicherung) l l 
Mietausfall für Wohn- und Gewerberäume 12 Monate 24 Monate 
Nebengebäude, soweit Versicherungsschutz beantragt l l 
Rückreisekosten aus dem Urlaub 1 % l 
Sachverständigenkosten (ab Schadenhöhe 25.000 EUR) 2.500 EUR 5.000 EUR 
Schadenabwendungs- und –minderungskosten l l 
Überschallknall  l 
Überspannungsschäden durch Blitz 5 % l 
Unmittelbare Einwirkung von Regen- und Schmelzwasser  2.500 EUR 
Verstopfung von Ableitungs-, Regenfallrohren innerhalb von Gebäuden  250 EUR 
Wasseraustritt bzw. Austritt von sonstigen wärmetragenden Flüssigkeiten aus   
§ Fußbodenheizungen 
§ Aquarien, Schwimmbecken, Wasserbetten 
§ Klima-, Wärmepumpen- und Solarheizungsanlagen 

l 
l 
l 

l 
l 
l 

Wasserverlust durch Bruch von Zuleitungen der Wasserversorgung  250 EUR 
Weiteres Zubehör und sonstige Grundstücksbestandteile 5 % l 
Wiederaufforstung von Bäumen  2.500 EUR 

                                                
1 pro Versicherungsjahr max. das Fünffache  l generell bis zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert 



 

4.  Ergänzungen zum Versicherungsumfang – nur mit besonderer Vereinbarung 
 
Servicepaket »Ableitungsrohre« 

Frost- und Bruchschäden an sonstigen Ableitungsrohren der Wasserversorgung innerhalb und außerhalb des Versicherungsgrundstücks, 
soweit der Versicherungsnehmer zur Unterhaltung verpflichtet ist bis 5.000 EUR 
 
Servicepaket »Elementar« 

– Überschwemmung des Versicherungsortes, Rückstau, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch 
– Selbstbehalt 

1% der zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles geltenden Versicherungssumme; im Fall der Gleitenden Neuwertversicherung 
1% der Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles gültigen gleitenden Neuwert-
faktor. 

– Haftungslimit 
Je Schadenereignis und Versicherungsort die vereinbarte Gebäudeversicherungssumme; bei der Gleitenden Neuwertversiche-
rung die Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles gültigen gleitenden Neuwert-
faktor. 

 Das Haftungslimit beträgt in allen Fällen jedoch maximal 1.500.000 EUR. 
 



 

 
Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen 
(AL-VGB 2005) - Fassung Januar 2005 
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§ 1  Versicherte Sachen 
1. Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag be-
zeichneten Gebäude. 

2. Zubehör, das der Instandhaltung eines versicherten Ge-
bäudes oder dessen Nutzung zu Wohnzwecken dient, ist 
mitversichert, soweit es sich in dem Gebäude befindet oder 
außen an dem Gebäude angebracht ist. 

3. Weiteres Zubehör sowie sonstige Grundstücksbestandtei-
le auf dem im Versicherungsvertrag bezeichneten Grund-
stück (Versicherungsgrundstück) sind nur auf Grund beson-
derer Vereinbarung versichert. 

4. Nicht versichert sind in das Gebäude eingefügte Sachen, 
die ein Mieter auf seine Kosten beschafft oder übernommen 
hat und für die er die Gefahr trägt. Die Versicherung dieser 
Sachen kann vereinbart werden. 

 

§ 2  Versicherte Kosten 
1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen Kosten 

a) für das Aufräumen und den Abbruch von Sachen, die 
durch vorliegenden Vertrag versichert sind, für das Ab-
fahren von Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen 
zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern 
oder Vernichten (Aufräumungs- oder Abbruchkosten); 

b) die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung von Sachen, die durch 
vorliegenden Vertrag versichert sind, andere Sachen be-
wegt, verändert oder geschützt werden müssen (Bewe-
gungs- oder Schutzkosten); 

c) für Maßnahmen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
für geboten halten durfte (Schadenabwendungs- oder 
Schadenminderungskosten). 

2. Für die Entschädigung versicherter Kosten gemäß Nr. 1a 
und 1b gilt die Entschädigungsgrenze gemäß § 17 Nr. 1. 

3. Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur 
Hilfeleistung Verpflichteter, wenn diese Leistungen im 
öffentlichen Interesse erbracht werden. 

 

§ 3  Versicherter Mietausfall 
1. Der Versicherer ersetzt 

a) den Mietausfall einschließlich etwaiger fortlaufender 
Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge 
eines Versicherungsfalles berechtigt sind, die Zahlung 
der Miete ganz oder teilweise zu verweigern; 

b) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen, die der 
Versicherungsnehmer selbst bewohnt und die infolge ei-
nes Versicherungsfalles unbenutzbar geworden sind, 
falls dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf 
einen etwa benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung 
nicht zugemutet werden kann. 

2. Die Versicherung des Mietausfalls oder des ortsüblichen 
Mietwerts für gewerblich genutzte Räume bedarf besonderer 
Vereinbarung. 

3. Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt 
ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar ist, höchstens 
jedoch für zwölf Monate seit dem Eintritt des Versicherungs-
falles. Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer die Möglichkeit der Wiederbenutzung nicht 
schuldhaft verzögert. 

 

§ 4  Versicherte Gefahren und Schäden 
1. Entschädigt werden versicherte Sachen, die durch 

a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Aufprall eines Luftfahr-
zeuges, seiner Teile oder seiner Ladung (§ 5); 

b) Leitungswasser (§ 6); 

c) Sturm, Hagel (§ 8) 

 zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines sol-
chen Ereignisses abhanden kommen. 



 

2. Entschädigt werden auch Bruchschäden an Rohren der 
Wasserversorgung und Frostschäden an sonstigen leitungs-
wasserführenden Einrichtungen (§ 7). 

3. Jede der Gefahrengruppen nach 1a, 1b und 2 oder 1c 
kann auch einzeln versichert werden. 

 

§ 5  Brand; Blitzschlag; Explosion 
1. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich 
aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

2. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes 
auf Sachen. 

3. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 

 

§ 6  Leitungswasser 
1. Leitungswasser ist Wasser, das aus 

a)   Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung; 

b)  mit dem Rohrsystem verbundenen sonstigen Einrichtun-
gen oder Schläuchen der Wasserversorgung; 

c)   Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung; 

d)   Sprinkler- oder Berieselungsanlagen 

bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

2. Wasserdampf steht Wasser gleich. 

 

§ 7  Rohrbruch; Frost 
1. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- 
und sonstige Bruchschäden an Rohren 

a)   der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen); 

b)   der Warmwasser- oder Dampfheizung; 

c)   von Sprinkler- oder Berieselungsanlagen. 

2. Darüber hinaus sind innerhalb versicherter Gebäude auch 
versichert Frostschäden an 

a) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Wasser-
hähnen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern oder ähn-
lichen Installationen; 

b) Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder an vergleichba-
ren Teilen von Warmwasser- oder Dampfheizungsanla-
gen; 

c) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen. 

3. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- 
und sonstige Bruchschäden an Zuleitungsrohren der Wasser-
versorgung und an den Rohren der Warmwasser- oder 
Dampfheizung, soweit diese Rohre der Versorgung versi-
cherter Gebäude oder Anlagen dienen und sich auf dem 
Versicherungsgrundstück befinden. 

 

§ 8  Sturm; Hagel 
1. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstärke 8. 

Ist die Windstärke für das Versicherungsgrundstück nicht 
feststellbar, so wird Sturm unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass 

a) die Luftbewegung in der Umgebung Schäden an Gebäu-
den in einwandfreiem Zustand oder an ebenso wider-
standsfähigen anderen Sachen angerichtet hat oder 

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des 
versicherten Gebäudes nur durch Sturm entstanden sein 
kann. 

2. Versichert sind nur Schäden, die entstehen 

a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf versi-
cherte Sachen; 

b) dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder 
andere Gegenstände auf versicherte Sachen wirft; 

c) als Folge eines Sturmschadens gemäß a oder b an versi-
cherten Sachen. 

3. Für Schäden durch Hagel gilt Nr. 2 sinngemäß. 

 

§ 9  Nicht versicherte Sachen und Schäden 
1. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden 

a) die der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeiführt; die vorsätzliche Herbeiführung 
eines Brandschadens gilt als bewiesen, wenn sie durch 
ein rechtskräftiges Strafurteil wegen vorsätzlicher Brand-
stiftung festgestellt ist; 

b) die durch Kriegsereignisse jeder Art, Innere Unruhen, 
Erdbeben oder Kernenergie1 entstehen. 

2. Der Versicherungsschutz gegen Brand, Blitzschlag und 
Explosion erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht auf 

a) Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch ent-
stehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur 
Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt wer-
den; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die 
Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiterge-
leitet wird; 

b) Sengschäden, außer wenn sie durch Brand, Blitzschlag 
oder Explosion entstanden sind; 

c)   Kurzschluss- und Überspannungsschäden, die an elektri-
schen Einrichtungen entstanden sind, außer wenn sie die 
Folge eines Brandes oder einer Explosion sind. 

3. Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohr-
bruch und Frost sowie gegen Sturm und Hagel erstreckt sich 
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 

a) an versicherten Sachen, solange das versicherte Gebäude 
noch nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für 
seinen Zweck nicht mehr benutzbar ist; 

b) durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Aufprall eines 
Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung. 

4. Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser erstreckt 
sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf 
Schäden durch 

* Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet 
und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab. 



 
a)  Plansch- oder Reinigungswasser; 

b) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, 
Hochwasser oder Witterungsniederschläge oder einen 
durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau; 

c) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdü-
sen wegen eines Brandes, durch Druckproben oder durch 
Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten 
Gebäude oder an der Sprinkler- oder Berieselungsanlage; 

d)  Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungs-
wasser (§ 6 Nr. 1) die Erdsenkung oder den Erdrutsch 
verursacht hat; 

e)  Schwamm. 

Die Ausschlüsse gemäß a bis c gelten nicht für Leitungswas-
serschäden infolge eines Rohrbruchs gemäß § 7. 

5. Der Versicherungsschutz gegen Rohrbruch erstreckt sich 
nicht auf Schäden durch Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei 
denn, dass Leitungswasser (§ 6 Nr. 1) die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat. 

6. Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel er-
streckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden 

a)   durch Sturmflut; 

b)   durch Lawinen; 

c)   durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 
Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fens-
ter, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, dass 
diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel entstanden sind 
und einen Gebäudeschaden darstellen; 

d)   an Laden- und Schaufensterscheiben; 

e)   durch Leitungswasser (§ 6) oder Rohrbruch (§ 7). 

 

§ 10  Gefahrumstände bei Vertragsabschluss 
         und Gefahrerhöhung 
1. Der Versicherungsnehmer hat alle Antragsfragen, die für 
die Übernahme der Gefahr erheblich sind, wahrheitsgemäß 
zu beantworten. Bei schuldhafter Verletzung dieser Oblie-
genheit kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21 
VVG vom Vertrag zurücktreten und leistungsfrei sein oder 
den Versicherungsvertrag nach § 22 VVG anfechten. 

2. Eine Gefahrerhöhung ist dem Versicherer unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. Bei einer Gefahrerhöhung kann der 
Versicherer auf Grund der §§ 23 bis 30 VVG zur Kündigung 
berechtigt oder auch leistungsfrei sein. 

3. Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere vorliegen, wenn 

a)   sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 
worden ist; 

b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes 
nicht genutzt wird; 

c) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb aufge-
nommen oder verändert wird. 

 Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme des 
Betriebes an Anspruch auf die aus einem etwa erforderli-
chen höheren Prämiensatz errechnete Prämie; dies gilt 
nicht, soweit der Versicherer in einem Versicherungsfall 
wegen Gefahrerhöhung leistungsfrei geworden ist. 

4. Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes und für 
Zivilschutzübungen gelten Nr. 2 und die §§ 23 bis 30 VVG 
nicht. 

 

§ 11  Sicherheitsvorschriften 
1. Der Versicherungsnehmer hat 

a) alle gesetzlichen, behördlichen oder vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften zu beachten; 

b) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende 
Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen ange-
brachte Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu 
erhalten und Mängel oder Schäden unverzüglich beseiti-
gen zu lassen; 

c) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend 
häufig zu kontrollieren und dort alle wasserführenden 
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten; 

d) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile 
zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtun-
gen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten. 

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegen-
heiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe von § 6 VVG 
zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kün-
digung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang 
wirksam. 

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. 

Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gelten die 
§§ 23 bis 30 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündi-
gung berechtigt oder auch leistungsfrei sein. 

 

§ 12  Versicherung für fremde Rechnung 
1. Soweit die Versicherung für fremde Rechnung genom-
men ist, kann der Versicherungsnehmer, auch wenn er nicht 
im Besitz des Versicherungsscheins ist, über die Rechte des 
Versicherten ohne dessen Zustimmung im eigenen Namen 
verfügen, insbesondere die Zahlung der Entschädigung 
verlangen und die Rechte des Versicherten übertragen. Der 
Versicherer kann jedoch vor Zahlung der Entschädigung den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. 

2. Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, 
selbst wenn er im Besitz des Versicherungsscheins ist. Er 
kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung 
des Versicherungsnehmers verlangen. 

3. Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung ist, kommt auch Kenntnis 
oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im Übrigen gilt 
§ 79 VVG. 

 

§ 13  Gleitende Neuwertversicherung;  
         Versicherungswert 1914; 
         Versicherungssumme 1914 
1. Grundlage der Gleitenden Neuwertversicherung ist der 
Versicherungswert 1914. 



 

2. Versicherungswert 1914 ist der ortsübliche Neubauwert 
des Gebäudes entsprechend seiner Größe und Ausstattung 
sowie seines Ausbaues nach Preisen des Jahres 1914. Hierzu 
gehören auch Architektengebühren sowie sonstige Konstruk-
tions- und Planungskosten. 

3. Die vereinbarte Versicherungssumme 1914 soll dem 
Versicherungswert 1914 entsprechen. 

4. Die Haftung des Versicherers (§ 15 Nr. 1 bis 3) wird an 
die Baupreisentwicklung angepasst. Entsprechend verändert 
sich die Prämie durch Erhöhung oder Verminderung des 
gleitenden Neuwertfaktors. 

5. Der gleitende Neuwertfaktor erhöht oder vermindert sich 
jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem 
Jahr beginnende Versicherungsperiode entsprechend dem 
Prozentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des 
Vorjahres vom Statistischen Bundesamt veröffentlichte 
Baupreisindex für Wohngebäude und der für den Monat 
April des Vorjahres veröffentlichte Tariflohnindex für das 
Baugewerbe geändert haben. Die Änderung des Baupreisin-
dexes für Wohngebäude wird zu 80 Prozent und die des 
Tariflohnindexes für das Baugewerbe zu 20 Prozent berück-
sichtigt; bei dieser Berechnung wird jeweils auf zwei Stellen 
hinter dem Komma gerundet. 

Der gleitende Neuwertfaktor wird auf eine Stelle hinter dem 
Komma gerundet. 

6. Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über 
die Erhöhung des gleitenden Neuwertfaktors kann der Versi-
cherungsnehmer durch schriftliche Erklärung die Erhöhung 
mit Wirkung für den Zeitpunkt aufheben, in dem sie wirk-
sam werden sollte. Die Versicherung bleibt als Neuwertver-
sicherung (§ 14 Nr. 1a) in Kraft, und zwar zur bisherigen 
Prämie und mit einer Versicherungssumme, die sich aus der 
Versicherungssumme 1914, multipliziert mit 1/100 des bei 
Wirksamwerden des Widerspruchs zu Grunde gelegten 
Baupreisindexes für Wohngebäude, ergibt. 

Das Recht auf Herabsetzung der Versicherungssumme we-
gen erheblicher Überversicherung (§ 51 Nr. 1 VVG) bleibt 
unberührt. 

 

§ 13 a Gebäudealter, Anpassung der Prämie 
1. Die vereinbarte Prämie wird bei Vertragsabschluss unter 
Berücksichtigung des Gebäudealters berechnet. 

Für Neubauten bis 5 Jahre nach Bezugsfertigkeit des Gebäu-
des wird ein Nachlass von 35 % gewährt. Für Gebäude älter 
5 Jahre wird ein Nachlass von 25 % und für Gebäude älter 
10 Jahre ein Nachlass von 10 % gewährt. Für Gebäude älter 
15 Jahre wird kein Nachlass gewährt und für Gebäude älter 
20 Jahre ein Zuschlag von 10 % berechnet. 

Zur Ermittlung des Gebäudealters wird das Jahr der Bezugs-
fertigkeit (Baujahr) herangezogen. Bezugsfertig ist ein Ge-
bäude, wenn sein normaler Gebrauch ohne größere Er-
schwernisse und Einschränkungen möglich ist, unabhängig 
davon, ob es tatsächlich bereits bezogen ist. 

2. Ist aufgrund der unter Nr. 1. genannten Bedingungen 
während der Vertragslaufzeit eine Prämienanpassung erfor-
derlich, wird diese mit Beginn des nächsten Versicherungs-
jahres durchgeführt. 

3. Bei Gebäuden, deren gesamte Elektroinstallationen, das 
komplette Leitungswasser- und Heizungssystem sowie das 
Dach erneuert wurden, wird zur Berechnung des Gebäudeal-
ters nicht das Baujahr, sondern das Renovierungsjahr heran-

gezogen. Bei Teilrenovierungen (nur die gesamten Elektro-
installationen oder nur das komplette Leitungswasser- und 
Heizungssystem oder nur das Dach) wird eine anteilige 
Berechnung vorgenommen. 

Wird während der Vertragslaufzeit eine Renovierung oder 
Teilrenovierung des Gebäudes vorgenommen und zeigt der 
Versicherungsnehmer dies dem Versicherer an, wird eine 
Neuberechnung der Prämie durchgeführt. Erfolgt die Anzei-
ge innerhalb eines Monats nach Abschluss der Arbeiten, 
wird der entsprechende Nachlass rückwirkend zum Datum, 
an dem alle Renovierungsarbeiten abgeschlossen sind, einge-
räumt. Erfolgt die Anzeige verspätet, wird erst ab Eingang 
der Mitteilung neu berechnet. Unterlässt der Versicherungs-
nehmer die Anzeige, wird die Prämie weiterhin ohne Be-
rücksichtigung der Renovierung berechnet. 

4. Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer sich hieraus 
ergebenen Prämienerhöhung das Recht den Versicherungs-
vertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, zu kündigen. Die 
Kündigung muss innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Mitteilung über die Prämienerhöhung erfolgen. 

 

§ 13 b Prämienanpassung aufgrund  
          Neukalkulation 
1. Die Prämien werden unter Berücksichtigung von Scha-
denaufwand, Kosten (insbesondere Provisionen, Verwal-
tungskosten, Schadenregulierungskosten, Rückversiche-
rungsprämien), Feuerschutzsteuer und Gewinnansatz kalku-
liert. 

2. Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für beste-
hende Verträge in angemessenen Zeiträumen zu überprüfen. 
Dabei ist außer der bisherigen Schadenentwicklung einer 
ausreichend großen Zahl von Risiken, die die gleichen Ta-
rifmerkmale aufweisen, auch die voraussichtliche künftige 
Schaden- und Kostenentwicklung des Verbundes ALTE 
LEIPZIGER – HALLESCHE zu berücksichtigen. 

Die sich aufgrund der Neukalkulation ergebenden Prämien-
anpassungen gelten ab Beginn des nächsten Versicherungs-
jahres für bestehende Verträge, wenn ein unabhängiger 
Treuhänder die der Kalkulation zugrunde liegenden Statisti-
ken gemäß den anerkannten Grundsätzen der Versicherungs-
technik überprüft und die Angemessenheit der Anpassung 
bestätigt hat. 

3. Die Prämien dürfen nach der Anpassung nicht höher 
sein, als die Prämien für neu abzuschließende Verträge, 
sofern diese Tarife die gleichen Tarifmerkmale sowie den 
gleichen Deckungsumfang aufweisen. 

4. Die Prämienanpassungen, die sich aus der Neukalkulati-
on ergeben, werden dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor Inkrafttreten mitgeteilt. 

5. Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer sich hieraus 
ergebenen Prämienerhöhung das Recht den Versicherungs-
vertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, zu kündigen. Die 
Kündigung muss innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Mitteilung über die Prämienerhöhung erfolgen. 

 

§ 14  Neuwert; Zeitwert; gemeiner Wert 
1. Abweichend von § 13 Nr. 2 kann jeweils als Versiche-
rungswert vereinbart werden 



 

a)  der Neuwert;  

 Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert. Hierzu gehören 
auch Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- 
und Planungskosten; 

b)  der Zeitwert; 

 der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert abzüglich 
der Wertminderung, die sich aus Alter und Abnutzung 
ergibt; 

c)  der gemeine Wert; 

 gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer 
erzielbare Verkaufspreis. 

2. Der gemeine Wert ist auch ohne besondere Vereinbarung 
Versicherungswert, falls das Gebäude zum Abbruch be-
stimmt oder sonst dauernd entwertet ist. Eine dauernde 
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für 
seinen Zweck nicht mehr zu verwenden ist. 

 

§ 15  Entschädigungsberechnung 
1. Ersetzt werden 

a) bei zerstörten Gebäuden sowie bei zerstörten oder ab-
handen gekommenen sonstigen Sachen der Neuwert un-
mittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; in den Fäl-
len des § 14 Nr. 1b der Zeitwert; in den Fällen des § 14 
Nr. 1c und Nr. 2 der gemeine Wert; 

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkos-
ten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls zuzüg-
lich einer Wertminderung, die durch Reparatur nicht 
auszugleichen ist, höchstens jedoch der Versicherungs-
wert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die 
Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch die Repa-
ratur der Versicherungswert der Sache gegenüber dem 
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erhöht wird. 

Restwerte werden angerechnet. 

2. Ersetzt werden auch die notwendigen Mehrkosten infol-
ge Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles und der Wiederherstellung. 

Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung nicht 
unverzüglich veranlasst, werden die Mehrkosten nur in dem 
Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wieder-
herstellung entstanden wären. 

Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignissen, 
Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel werden nicht 
ersetzt. 

3. Ersetzt werden auch die notwendigen Mehrkosten infol-
ge behördlicher Auflagen auf der Grundlage bereits vor 
Eintritt des Versicherungsfalles erlassener Gesetze und 
Verordnungen. Soweit behördliche Auflagen mit Fristset-
zung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden, sind 
die dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versichert. 

Mehrkosten, die dadurch entstehen, dass wieder verwertbare 
Reste der versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen 
infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen 
nicht mehr verwertet werden dürfen, sind nicht versichert. 

Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sache auf Grund behördlicher Wieder-
herstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen 
darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in 

dem sie auch bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle 
entstanden wären. 

Für die Entschädigung versicherter Mehrkosten gilt die 
Entschädigungsgrenze gemäß § 17 Nr. 2. 

4. Der Versicherungsnehmer erwirbt den Anspruch auf 
Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeitwertscha-
den übersteigt, nur, soweit und sobald er innerhalb von drei 
Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt 
hat, dass er die Entschädigung verwenden wird, um versi-
cherte Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wieder herzustellen oder wieder zubeschaf-
fen. Ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn das 
Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland wieder hergestellt wird. 

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden 
gekommenen Gegenständen gemäß § 14 Nr. 1b festgestellt. 

5. In den Fällen des § 14 ist die Gesamtentschädigung für 
versicherte Sachen, versicherte Kosten und versicherten 
Mietausfall je Versicherungsfall auf die Versicherungssum-
me begrenzt. Dies gilt nicht für Schadenabwendungs- und 
Schadenminderungskosten, soweit diese auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

 

§ 16  Unterversicherung; 
         Unterversicherungsverzicht 
1. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles 
(Unterversicherung), so wird nur der Teil des nach § 15 Nr. 1 
bis 3 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen 
Betrag verhält wie die Versicherungssumme zu dem Versi-
cherungswert. 

2. Nr. 1 gilt entsprechend für die Berechnung der Entschä-
digung versicherter Kosten gemäß § 2 und versicherten 
Mietausfalles gemäß § 3. 

3. In der Gleitenden Neuwertversicherung gilt die Versi-
cherungssumme 1914 als richtig ermittelt, wenn 

a) sie auf Grund einer vom Versicherer anerkannten Schät-
zung eines Bausachverständigen festgesetzt wird; 

b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neuwert in 
Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und der 
Versicherer diesen Betrag auf seine Verantwortung um-
rechnet; 

c)  der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, 
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend be-
antwortet und der Versicherer hiernach die Versiche-
rungssumme 1914 auf seine Verantwortung berechnet. 

4. Wird die nach Nr. 3 ermittelte Versicherungssumme 
1914 vereinbart, nimmt der Versicherer abweichend von Nr. 
1 und Nr. 2 sowie von § 56 VVG keinen Abzug wegen 
Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht). 

5. Ergibt sich im Schadenfall, dass die Beschreibung des 
Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß Nr. 3c von den 
tatsächlichen Verhältnissen abweicht und ist dadurch die 
Versicherungssumme 1914 zu niedrig bemessen, so gilt Nr. 
4 nicht, soweit die Abweichung auf Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit beruht. 

6. Ferner gilt Nr. 4 nicht, wenn 

a) der der Versicherungssummenermittlung zu Grunde 
liegende Bauzustand nachträglich, insbesondere durch 



 

wertsteigernde Um-, An- oder Ausbauten, verändert 
wurde und die Veränderung dem Versicherer nicht un-
verzüglich angezeigt wurde; 

b)  ein weiterer Gebäudeversicherungsvertrag für das Ge-
bäude gegen dieselbe Gefahr besteht, soweit nicht etwas 
anderes vereinbart wurde. 

 

§ 17  Entschädigungsgrenzen 
1. Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist die Entschädi-
gung für versicherte Kosten gemäß § 2 Nr. 1a und 1b je 
Versicherungsfall begrenzt 

a) in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 5 Prozent der 
Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles für den Vertrag gel-
tenden gleitenden Neuwertfaktor (§ 13 Nr. 5); 

b) in den Fällen des § 14 auf 5 Prozent der Versicherungs-
summe. 

2. Das Gleiche gilt für die Entschädigung versicherter 
Mehrkosten gemäß § 15 Nr. 3. 

 

§ 18  Mehrfache Versicherung 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus 
anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für densel-
ben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus vorliegen-
dem Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbe-
trag der Versicherungssummen, aus denen Prämie errechnet 
wurde, nur in dem vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. 

 

§ 18a  Überversicherung; 
           Doppelversicherung 
Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicher-
ten Sachen erheblich, so kann sowohl der Versicherungs-
nehmer als auch der Versicherer nach Maßgabe des § 51 
VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der 
Prämie verlangen. 

Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 
VVG. 

 

§ 19  Prämie; Beginn und Ende der Haftung 
1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) 
bei Aushändigung des Versicherungsscheines oder im Fall 
des Vertragsabschlusses gemäß §§ 5 oder 5a VVG nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist zu zahlen, Folgeprämien am 
Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungsjahr 
beginnt. 

Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten Prämie 
oder der ersten Rate der ersten Prämie ergeben sich aus § 38 
VVG; im Übrigen gelten §§ 39, 91 VVG. Der Versicherer ist 
bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugsschadens nach § 
286 BGB sowie Verzugszinsen nach § 288 BGB oder § 352 
HGB zu fordern. Rückständige Folgeprämien dürfen nur 
innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie 
gesetzten Zahlungsfrist eingezogen werden. 

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestun-
det. 

Die gestundeten Raten des laufenden Versicherungsjahres 
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit 
einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder soweit 
eine Entschädigung fällig wird. 

3. Die Haftung des Versicherers beginnt mit dem verein-
barten Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn zur Prämien-
zahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber unverzüg-
lich gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei Antrag-
stellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits eingetre-
ten ist, so entfällt hierfür die Haftung. 

4. Die Haftung endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt. 
Versicherungsverträge von mindestens einjähriger Dauer 
verlängern sich jedoch von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht 
spätestens drei Monate vor Ablauf durch eine Partei schrift-
lich gekündigt werden. Ein Versicherungsverhältnis, das für 
eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist, kann 
zum Ende des fünften oder jedes darauf folgenden Jahres 
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt 
werden. 

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Ver-
tragszeit oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgehoben 
oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versiche-
rer Prämie oder Geschäftsgebühr gemäß dem Versiche-
rungsvertragsgesetz (z.B. §§ 40, 68). 

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 24 Nr. 2) 
der Versicherungsnehmer, so gebührt dem Versicherer die 
Prämie für das laufende Versicherungsjahr. Kündigt der 
Versicherer, so hat er die Prämie für das laufende Versiche-
rungsjahr nach dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen 
zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzah-
len. 

 

§ 20  Obliegenheiten des Versicherungs- 
         nehmers im Versicherungsfall 
1. Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versiche-
rungsfalles 

a) den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, 
das Abhandenkommen versicherter Gebäudebestandteile 
und sonstiger Gegenstände auch der zuständigen Polizei-
dienststelle; 

b) der zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Gegenstände 
einzureichen; 

c) den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu 
mindern und dabei die Weisungen des Versicherers zu 
befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, sol-
che Weisungen einzuholen; 

d) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des 
Zumutbaren jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang seiner Entschädi-
gungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Auskunft 
auf Verlangen schriftlich zu erteilen und die erforderli-
chen Belege beizubringen, auf Verlangen insbesondere 
einen beglaubigten Grundbuchauszug; 

e) Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermei-
den, so lange der Versicherer nicht zugestimmt hat; 

f) dem Versicherer auf dessen Verlangen innerhalb einer 
angemessenen Frist von mindestens zwei Wochen ein 



 

von ihm unterschriebenes Verzeichnis aller abhanden 
gekommenen Gegenstände vorzulegen; in dem Ver-
zeichnis ist der Versicherungswert dieser Gegenstände 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles an-
zugeben. 

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden 
Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des 
Versicherungsvertragsgesetzes (§§ 6 Abs. 3, 62 Abs. 2 
VVG) von der Entschädigungspflicht frei. 

Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle 
nicht oder nicht rechtzeitig angezeigt worden, so kann der 
Versicherer nur für diese Gegenstände von der Entschädi-
gungspflicht frei sein. 

3. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluss 
weder auf die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf 
die Feststellung oder den Umfang der Entschädigung, so 
entfällt die Leistungsfreiheit gemäß Nr. 2, wenn die Verlet-
zung nicht geeignet war, die Interessen des Versicherers 
ernsthaft zu beeinträchtigen, und wenn außerdem den Versi-
cherungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft. 

 

§ 21  Besondere Verwirkungsgründe 
1. Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer 
arglistig über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder 
für die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist 
der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. 

Ist die Täuschung gemäß Abs. 1 durch rechtskräftiges Straf-
urteil wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so 
gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen. 

2. Wird der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten gerichtlich geltend gemacht, nach-
dem der Versicherer ihn unter Angabe der mit dem Ablauf 
der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. 
Durch ein Sachverständigenverfahren (§ 22) wird der Ablauf 
der Frist für dessen Dauer gehemmt. 

3. Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 und 2 VVG bleibt 
unberührt. 

 

§ 22  Sachverständigenverfahren 
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach 
Eintritt des Versicherungsfalles vereinbaren, dass die Höhe 
des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das 
Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungs-
anspruchs sowie der Höhe der Entschädigung ausgedehnt 
werden. 

Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfah-
ren auch durch einseitige Erklärung gegenüber dem Versi-
cherer verlangen. 

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen 
und kann dann die andere unter Angabe des von ihr be-
nannten Sachverständigen schriftlich auffordern, den 
zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite 
Sachverständige nicht binnen zwei Wochen nach Emp-
fang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffor-
dernde Partei durch das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf 
diese Folge hinzuweisen. 

b) Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn 
des Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständi-
gen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Ob-
mann auf Antrag einer Partei durch das für den Schade-
nort zuständige Amtsgericht ernannt. 

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers 
sind oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung ste-
hen, ferner keine Personen, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt sind oder mit ihnen in ei-
nem ähnlichen Verhältnis stehen. 

Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. 

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthal-
ten 

a) ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhan-
den gekommenen Gegenstände sowie deren Versiche-
rungswert (§ 14 Nr. 1) zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles; in den Fällen von § 15 Nr. 4 ist auch der 
Zeitwert anzugeben; 

b) bei beschädigten Gegenständen die Beträge gemäß § 15  
Nr. 1b; 

c) alle sonstigen gemäß § 15 Nr. 1 maßgebenden Tatsa-
chen, insbesondere die Restwerte der von dem Schaden 
betroffenen Gegenstände; 

d) notwendige Kosten, die gemäß § 2 versichert sind. 

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien 
gleichzeitig ihre Feststellungen. Weichen die Feststellungen 
voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich 
dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebe-
nen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sach-
verständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Ent-
scheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweichen. Auf Grund dieser verbindlichen Feststellungen 
berechnet der Versicherer gemäß §§ 15 bis 17 die Entschädi-
gung. 

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie-
genheiten des Versicherungsnehmers gemäß § 20 Nr. 1 nicht 
berührt. 

 

§ 23  Zahlung der Entschädigung 
1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde 
und der Höhe nach festgestellt, so hat die Auszahlung der 
Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch 
kann einen Monat nach Anzeige des Schadens als Ab-
schlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach 
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 
Prozent unter dem Basiszinssatz im Sinne von § 1 Abs. 1 
Diskontsatz-Überleitungsgesetz zu verzinsen, mindestens 
jedoch mit 4 Prozent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr, 
soweit nicht aus anderen Gründen ein höherer Zins zu ent-
richten ist. 



 

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb 
eines Monats seit Anzeige des Schadens gezahlt wird. Zinsen 
werden erst fällig, wenn die Entschädigung fällig ist. 

3. Der Lauf der Fristen gemäß Nr. 1 und Nr. 2 Satz 1 ist 
gehemmt, solange infolge Verschuldens des Versicherungs-
nehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann. 

4. Für die Zahlung des über den Zeitwertschaden hinausge-
henden Teiles der Entschädigung ist der Zeitpunkt maßge-
bend, in dem der Versicherungsnehmer den Eintritt der 
Voraussetzung von § 15 Nr. 4 dem Versicherer nachgewie-
sen hat. 

Zinsen für die Beträge gemäß Abs. 1 werden erst fällig, 
wenn die dort genannten zusätzlichen Voraussetzungen der 
Entschädigung festgestellt sind. 

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Ver-
sicherungsnehmers bestehen; 

b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner 
Repräsentanten aus Anlass des Versicherungsfalles ein 
behördliches oder strafgerichtliches Verfahren aus Grün-
den eingeleitet worden ist, die auch für den Entschädi-
gungsanspruch rechtserheblich sind, bis zum rechtskräf-
tigen Abschluss dieses Verfahrens. 

6. Die gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des 
Realkredits bleiben unberührt. 

 

§ 24  Rechtsverhältnis nach dem 
        Versicherungsfall 
1. Die Versicherungssumme vermindert sich nicht dadurch, 
dass eine Entschädigung geleistet wird. 

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der 
Versicherer oder der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsvertrag kündigen. 

Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muss spätes-
tens einen Monat nach Auszahlung der Entschädigung zuge-
hen. Der Zahlung steht es gleich, wenn die Entschädigung 
aus Gründen abgelehnt wird, die den Eintritt des Versiche-
rungsfalles unberührt lassen. 

Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass seine 
Kündigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam 
wird, jedoch spätestens zum Schluss des laufenden Versiche-
rungsjahres. 

§ 25  Zurechnung von Kenntnis und  
         Verhalten 
1. Besteht der Vertrag mit mehreren Versicherungsneh-
mern, so muss sich jeder Versicherungsnehmer Kenntnis und 
Verhalten der übrigen Versicherungsnehmer zurechnen 
lassen. 

2. Ferner muss sich der Versicherungsnehmer Kenntnis und 
Verhalten seiner Repräsentanten im Rahmen von §§ 9 Nr. 
1a, 10, 11, 12, 20, 21 zurechnen lassen. 

3. Bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungsei-
gentümern gilt: 

a) Ist der Versicherer nach §§ 9 Nr. 1a, 10, 11, 12, 20, 21 
wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer 
leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übri-

gen Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigen-
tums und wegen deren Miteigentumsanteilen (§ 1 Abs. 2 
des Wohnungseigentumsgesetzes) nicht berufen. 

b) Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, 
dass der Versicherer ihnen auch hinsichtlich des Mitei-
gentumsanteiles des Wohnungseigentümers, der den Ent-
schädigungsanspruch verwirkt hat, Entschädigung leistet, 
jedoch nur, soweit diese zusätzliche Entschädigung zur 
Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Eigentums (§ 
1 Abs. 5 des Wohnungseigentumsgesetzes) verwendet 
wird. 

  Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer 
diese Mehraufwendungen zu erstatten. 

c) Kann im Falle der Feuerversicherung ein Realgläubiger 
hinsichtlich des Miteigentumsanteiles des Wohnungsei-
gentümers, der den Entschädigungsanspruch verwirkt 
hat, Leistung aus der Feuerversicherung an sich selbst 
gemäß § 102 VVG verlangen, so entfällt die Verpflich-
tung des Versicherers nach b Satz 1. Der Versicherer 
verpflichtet sich, auf eine nach § 104 VVG auf ihn über-
gegangene Gesamthypothek (Gesamtgrundschuld) ge-
mäß § 1168 BGB zu verzichten und dabei mitzuwirken, 
dass der Verzicht auf Kosten der Wohnungseigentümer 
in das Grundbuch eingetragen wird. Der Wohnungsei-
gentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vor-
liegt, ist im Falle von Satz 2 verpflichtet, dem Versiche-
rer die für seinen Miteigentumsanteil und sein Sonderei-
gentum an den Realgläubiger erbrachten Leistungen zu 
erstatten. 

d) Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum (§ 1 Abs. 
3 des Wohnungseigentumsgesetzes) gelten a bis c ent-
sprechend. 

 

§ 26  Schriftliche Form; Zurückweisung von  
         Kündigungen 
1. Anzeigen und Erläuterungen bedürfen der Schriftform. 
Dies gilt nicht für die Anzeige eines Schadens gemäß § 20 
Nr. 1a. 

2. Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirk-
sam, ohne dass dies auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
beruht, so wird die Kündigung wirksam, falls der Versiche-
rer sie nicht unverzüglich zurückweist. 

 

§ 27  Agentenvollmacht 
Ein Agent des Versicherers ist nur dann bevollmächtigt, 
Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers ent-
gegenzunehmen, wenn er den Versicherungsvertrag vermit-
telt hat oder laufend betreut. 

 

§ 28  Gerichtsstand 
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die 
inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO und 
§ 48 VVG. 

 

§ 29  Schlussbestimmung 
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichen-
des bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies 



 

gilt insbesondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzes-
bestimmungen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedin-
gungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind 

 
 

 
Der Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem 
Handelsgesetzbuch (HGB), der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Wohnungseigentumsgesetz 
(WEG) ist als Anhang AZ 120 beigefügt. 



 

C  Klauseln, Hinweise – je nach beantragtem Vertragsumfang
1. Die nachstehenden Klauseln gelten bei  
   Vereinbarung des XL- oder XXL-Versiche- 
   rungsschutzes 
 
Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper 

Abweichend von § 4 Nr. 1a AL-VGB 2005 leistet der Versi-
cherer Entschädigung auch für Schäden durch Anprall oder 
Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder 
seiner Ladung. 

 

Aufräumungskosten für Bäume nach einem Sturm 

1. In Erweiterung von § 2 Nr. 1 a AL-VGB 2005 ersetzt der 
Versicherer auch die notwendigen Kosten für das Entfernen 
durch Sturm umgestürzter Bäume vom Versicherungsgrund-
stück. 

Bereits abgestorbene Bäume fallen nicht unter den Versiche-
rungsschutz. 

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den ver-
einbarten Betrag begrenzt. 

 

Kosten für Dekontamination von Erdreich 

1. In Erweiterung der dem Vertrag zu Grunde liegenden 
Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungsbedingungen 
(AL-VGB 2005) ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür 
vereinbarten Versicherungssumme Kosten, die der Versiche-
rungsnehmer auf Grund behördlicher Anordnungen infolge 
einer Kontamination durch einen Versicherungsfall aufwen-
den muss, um 

a) Erdreich von eigenen oder gepachteten Versicherungs-
grundstücken innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren oder 
auszutauschen; 

b) den Aushub in die nächstgelegene geeignete Deponie zu 
transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten; 

c) insoweit den Zustand des Versicherungsgrundstückes 
vor Eintritt des Versicherungsfalles wieder herzustellen. 

2. Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, 
sofern die behördlichen Anordnungen 

a) auf Grund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen 
sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles erlassen 
wurden; 

b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge 
dieses Versicherungsfalles entstanden ist; 

c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versiche-
rungsfalles ergangen sind und dem Versicherer ohne 
Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei 
Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet wurden. 

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kon-
tamination des Erdreichs erhöht, so werden nur Aufwendun-
gen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden 
Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
Versicherungsfall aufgewendet worden wäre.  

Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigen-
falls durch Sachverständige festgestellt. 

4. Aufwendungen auf Grund sonstiger behördlicher Anord-
nungen oder auf Grund sonstiger Verpflichtungen des Versi-
cherungsnehmers einschließlich der so genannten Einliefe-
rerhaftung werden nicht ersetzt. 

5. Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz 
beanspruchen kann. 

6. Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungsfäl-
le, die innerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, ist 
Entschädigungsgrenze die Versicherungssumme als Jahres-
höchstentschädigung. 

7. Der gemäß Nr. 1 bis Nr. 6 als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den verein-
barten Selbstbehalt gekürzt. 

8. Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten 
gemäß § 2 Nr. 1a AL-VGB 2005. 

 

Feuer-Nutzwärmeschäden 

Abweichend von § 9 Nr. 2a AL-VGB 2005 sind auch die 
dort bezeichneten Brandschäden versichert. 

 

Feuer-Rohbauversicherung 

Die im Versicherungsvertrag genannten Gebäude und die zu 
ihrer Errichtung notwendigen auf dem Baugrundstück be-
findlichen Baustoffe sind, soweit der Versicherungsnehmer 
dafür die Gefahr trägt, während der Zeit des Rohbaus bis zur 
bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf des 
vereinbarten Zeitraums, gegen Schäden durch Brand, Blitz-
schlag, Explosion versichert. 

Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohrbruch, 
Frost sowie gegen Sturm, Hagel tritt erst in Kraft, wenn das 
versicherte Gebäude bezugsfertig ist. 

 

Erweiterte Rohrleitungsversicherung 

In Erweiterung von § 7 Nr. 3 AL-VGB 2005 gelten Schäden 
durch Rohrbruch oder Frost an sonstigen Zuleitungsrohren 
der Wasserversorgung außerhalb des Gebäudes bis zur ver-
einbarten Höhe je Schadenfall mitversichert, sofern der 
Versicherungsnehmer zur Unterhaltung dieser Anlagen 
nachweislich verpflichtet ist. 

Die Höchstentschädigung je Versicherungsjahr ist begrenzt 
auf das Fünffache der vereinbarten Entschädigungsgrenze. 

 

Gebäudebeschädigung infolge Einbruch durch unbefugte 
Dritte 

1. Versichert sind Kosten für die Beseitigung von Schäden 
an Türen, Schlössern, Fenstern (ausgenommen Schaufens-
terverglasungen), Rollläden und Schutzgittern eines versi-
cherten Gebäudes, wenn die Schäden dadurch entstanden 
sind, dass ein unbefugter Dritter 



 

a) in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels 
falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen 
ist; 

b) versucht, durch eine Handlung gemäß Ziff. 1a in ein 
versichertes Gebäude einzudringen. 

2. Schäden, die der Täter an dem versicherten Gebäude von 
außen verursacht, sind nur versichert, soweit sie Folge einer 
Handlung gemäß Ziff. 1 sind. 

3. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall begrenzt 

a) in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 3 Promille 
der Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles für den Vertrag gel-
tenden gleitenden Neuwertfaktor (§ 13 Nr. 5 AL-VGB 
2005); 

b) in den Fällen des § 14 AL-VGB 2005 auf 3 Promille der 
Versicherungssumme. 

 

Hotelkosten 

Zusätzlich zu § 3 Nr. 1 b AL-VGB 2005 sind bis zur verein-
barten Entschädigungsgrenze auch Kosten für Hotel- oder 
sonstige ähnliche Unterbringung mitversichert, wenn die 
eigengenutzte Wohnung durch einen Versicherungsfall 
unbewohnbar wurde und/oder die Nutzung von Teilen der 
Wohnung unzumutbar ist. Anfallende Nebenkosten (z.B. für 
Frühstück, Telefon usw.) werden nicht erstattet. 

Eine Ersatzleistung aus einem anderen Versicherungsvertrag 
wird auf die Entschädigung gemäß Abs. 1 angerechnet. 

 

Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbe-
schränkungen für Restwerte 

1. Abweichend von § 15 Nr. 3 Abs. 2 AL-VGB 2005 sind 
bei der Anrechnung des Wertes wieder verwertbarer Reste 
versicherter und vom Schaden betroffener Sachen behördli-
che Wiederherstellungsbeschränkungen zu berücksichtigen. 
Die Entschädigung ist jedoch begrenzt mit dem Betrag, der 
sich vertragsgemäß ergeben würde, wenn die versicherte und 
vom Schaden betroffene Sache zerstört worden wäre, ge-
kürzt um den Altmaterialwert abzüglich Aufräumungs- und 
Abbruchkosten. 

2. Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstel-
lungsbeschränkungen für Restwerte erfolgt nur, soweit sie 
auf der Grundlage vor Eintritt des Versicherungsfalles erlas-
sener Gesetze und Verordnungen beruhen. Soweit behördli-
che Auflagen mit Fristsetzung vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles erteilt wurden, werden sie für die Restwerte nicht 
berücksichtigt. 

 

Mietausfall 

Abweichend von § 3 Nr. 2 und 3 AL-VGB 2005 wird Miet-
ausfall für den vereinbarten Zeitraum (= Haftzeit) ersetzt, 
auch für gewerblich genutzte Räume. 

Endet das Mietverhältnis infolge eines Versicherungsfalles 
und sind die Räume trotz Anwendung der im Verkehr erfor-
derlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstellung 
nicht zu vermieten, besteht bis zur Neuvermietung eine 
Nachhaftung für den versicherten Mietverlust. Der Mietver-
lust wird bis zur Dauer von drei Monaten ersetzt, längstens 
jedoch bis zum Ablauf der Haftzeit bzw. bis zum Tag der 
Neuvermietung. 

Rückreisekosten aus dem Urlaub 

1. Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der 
Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versiche-
rungsfalles vorzeitig seine Urlaubsreise abbricht und an den 
Schadenort reist. 

2. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall begrenzt 

a) in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 1 Prozent der 
Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles für den Vertrag gel-
tenden gleitenden Neuwertfaktor (§ 13 Nr. 5 AL-VGB 
2005); 

b) in den Fällen des § 14 AL-VGB 2005 auf 1 Prozent der 
Versicherungssumme. 

3. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden 
voraussichtlich 10.000 EUR übersteigt und die Anwesenheit 
des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht. 

4. Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit 
des Versicherungsnehmers vom Versicherungsort von min-
destens vier Tagen bis zu einer Dauer von maximal sechs 
Wochen. 

5. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemit-
tel ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel 
und der Dringlichkeit der Reise an den Schadenort. 

6. Der Versicherer übernimmt auch die Organisation der 
Reise, soweit es die Verhältnisse zulassen. 

7. Ist auf Grund eines Versicherungsfalles gemäß Nr. 1 ein 
Reiseruf über den Rundfunk notwendig, werden die erforder-
liche Maßnahmen, soweit möglich, vom Versicherer einge-
leitet und etwaige Kosten ersetzt. 

8. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der 
Reise an den Schadenort bei dem Versicherer Weisungen 
einzuholen, soweit es die Umstände gestatten. 

9. Die Bestimmungen für die Berechnung der Entschädi-
gung gemäß §§ 15, 16 AL-VGB 2005 finden entsprechend 
Anwendung. 

 

Sachverständigenkosten 

Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden den verein-
barten Betrag, so ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür 
vereinbarten Versicherungssumme von den nach den dem 
Vertrag zu Grunde liegenden Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (AL-VGB 2005) durch den 
Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten des Sachverstän-
digenverfahrens den vereinbarten Anteil. 

 

Überspannungsschäden durch Blitz 

1. Abweichend von § 9 Nr. 2c AL-VGB 2005 ersetzt der 
Versicherer auch Überspannungsschäden durch Blitz. 

2. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall begrenzt 

a) in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 1 Prozent der 
Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles für den Vertrag gel-
tenden gleitenden Neuwertfaktor (§ 13 Nr. 5 AL-VGB 
2005); 

b) in den Fällen des § 14 AL-VGB 2005 auf 1 Prozent der 
Versicherungssumme. 



 

Aquarien/Schwimmbecken/Wasserbetten in der Wohn-
gebäudeversicherung 

Abweichend von § 6 Nr. 1 AL-VGB 2005 gilt als Leitungs-
wasser auch Wasser, das aus Aqua-
rien/Schwimmbecken/Wasserbetten bestimmungswidrig 
ausgetreten ist. 

 

Klima-, Wärmepumpen- und Solarheizungsanlagen 

1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden 
durch Wasser oder sonstige wärmetragende Flüssigkeiten 
wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel und dergleichen, die aus 
Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen bestimmungs-
widrig ausgetreten sind. 

2. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert 

a) Frost- und sonstige Bruchschäden an den Rohren der in 
Nr. 1 genannten Anlagen; 

b) Bruchschäden durch Frost an sonstigen Einrichtungen 
der in Nr. 1 genannten Anlagen. 

3. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- 
und sonstige Bruchschäden an Rohren der in Nr. 1 genannten 
Anlagen, soweit diese Rohre der Versorgung der versicher-
ten Gebäude oder Anlagen dienen und sich auf dem Versi-
cherungsgrundstück befinden. 

 

Weiteres Zubehör und sonstige Grundstücksbestandteile 

Zusätzlich sind gemäß § 1 Nr. 3 AL-VGB 2005 bis zum 
vereinbarten Betrag versichert 

Briefkastenanlagen; Carports; Elektrische Freileitungen, 
sofern sie der Versorgung des Versicherungsgrundstücks 
dienen; Fahnenmasten; Gartenlaternen; Hof- und Gehsteig-
befestigungen; Hundehütten, Hundezwinger; Müllboxen 
einschließlich Müllbehälter; Pergolen; Schutz- und Trenn-
wände; Terrassenbefestigungen; freistehende Terrassenüber-
dachungen; Zäune und Mauern als Grundstückseinfriedung. 

Darüber hinaus sind versichert, soweit der Versicherungs-
nehmer dafür die Gefahr trägt und aus einer Inhaltsversiche-
rung keine Entschädigung beansprucht werden kann 

Gewerbliche Markisen, Firmenschilder, Transparente und 
Leuchtröhrenanlagen. 

 
2. Die nachstehenden Klauseln gelten nur bei  
    Vereinbarung des XXL- Versicherungs- 
    schutzes 
 
Anprall von fremden Kraft- und Schienenfahrzeugen 

In Ergänzung zu § 4 AL-VGB 2005 besteht Versicherungs-
schutz auch für Schäden durch Fahrzeuganprall an versicher-
ten Sachen. 

Als Fahrzeuganprall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder 
Beschädigung der versicherten Sachen durch die Berührung 
eines Schienen- oder Kraftfahrzeuges. 

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch 
den Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentanten 
und/oder durch auf den Versicherungsnehmer zugelassene 
Kraftfahrzeuge anlässlich deren rechtmäßiger Verwendung 
verursacht werden. 

 

Beseitigung von Graffiti 

Schäden durch vorsätzliche Verschmutzung durch Fassa-
denmalerei (Graffiti) an Gebäudeteilen sind mitversichert. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schäden 

a) die vom Versicherungsnehmer selbst oder seinen Reprä-
sentanten oder vom Mieter an der eigenen Mietsache 
verursacht worden sind; 

b) an leer stehenden Gebäuden sowie an Gebäuden, die für 
einen längeren Zeitraum als sechs Monate zumindest 50 
Prozent leer stehend sind. Beruht der teilweise Leerstand 
auf geplanten oder durchgeführten Modernisierungs-
maßnahmen, besteht Versicherungsschutz. 

Versichert sind ausschließlich die Kosten der Beseitigung 
der Fassadenmalerei (Graffiti). 

 

Bruch von Armaturen 

In Erweiterung des § 7 Nr. 1 und 2 AL-VGB 2005 sind 
neben Frostschäden auch sonstige Bruchschäden an Armatu-
ren im Rahmen der Leitungswasserversicherung einge-
schlossen.  

Die Entschädigung ist je Armatur auf den vereinbarten Be-
trag begrenzt. 

 

Implosion 

In Erweiterung von § 4 Nr. 1a AL-VGB 2005 leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
eine plötzlich nach innen verlaufende Kraftäußerung, die 
durch Unterdruck (Vakuum) entsteht, zerstört oder beschä-
digt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden 
kommen. 

 

Innenliegende Regenfallrohre 

Abweichend von § 6 AL-VGB 2005 gilt als Leitungswasser 
auch Wasser, das aus Regenfallrohren innerhalb versicherter 
Gebäude bestimmungswidrig austritt. 

Frost- und sonstige Bruchschäden an Regenfallrohren inner-
halb versicherter Gebäude sind mitversichert. 

 

Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung, mutwillige 
Beschädigung 

Sofern dies besonders vereinbart ist, leistet der Versicherer 
in Erweiterung der AL-VGB 2005 Entschädigung für versi-
cherte Sachen, die durch Innere Unruhen, Streik oder Aus-
sperrung oder mutwillige Beschädigung zerstört oder be-
schädigt werden oder abhanden kommen. 

1. Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht 
unerhebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche Ruhe 
oder Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und 
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen verüben. 

2. Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein be-
stimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. 

Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, 
planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen 
Anzahl von Arbeitnehmern. 



 

3. Als mutwillige Beschädigung gilt jede vorsätzliche 
Beschädigung oder Zerstörung von Sachen. 

4. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 

a) Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, es sei denn, 
dass die Tat nur außerhalb des Versicherungsortes oder 
nur zu einer Zeit vorbereitet und begangen worden ist, zu 
der die als Versicherungsort vereinbarten Räume für die-
se Personen geschlossen waren; 

b) andere Personen, die den Versicherungsort berechtigter-
weise betreten hatten; 

c) Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach 
Einbruch, Raub oder Leitungswasser, es sei denn, sie 
sind infolge Innerer Unruhen entstanden. 

5. Als Jahreshöchstentschädigung gilt die für Nr. 1 bis Nr. 
4 vereinbarte Versicherungssumme. 

6. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt ge-
kürzt. 

7. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch 
Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung oder mutwillige 
Beschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz auf 
Grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts bean-
sprucht werden kann. 

8. Der erweiterte Versicherungsschutz für Innere Unruhen, 
Streik oder Aussperrung, mutwillige Beschädigung kann 
während der Laufzeit des Versicherungsvertrages vom Ver-
sicherungsnehmer oder Versicherer jederzeit ohne Einhal-
tung einer Frist gekündigt werden. Die Kündigung wird eine 
Woche nach Zugang wirksam.  

 

Überschallknall 

In Erweiterung von § 4 Nr. 1a AL-VGB 2005 leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
den Überschallknall eines Flugzeuges zerstört oder beschä-
digt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden 
kommen. 

Als Schaden durch Überschallknall gilt jede unmittelbare 
Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen, die 
direkt auf der durch den Überschallknall eines Flugzeuges 
entstehenden Druckwelle beruhen. 

 

Unmittelbare Einwirkung von Regen- oder Schmelzwas-
ser 

In Ergänzungen der §§ 4 Nr. 1 und 6 Nr. 1 AL-VGB 2005 
sind Schäden an Fußbodenbelägen aller Art, Tapeten und 
Farbinnenanstrichen des versicherten Gebäudes, die durch 
unmittelbare Einwirkung von Regenwasser, Schmelzwasser 
von Schnee und Eis oder deren Folgen verursacht worden 
sind, bis zu der in dem Versicherungsschein genannten 
Höchstsumme versichert. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden durch Überschwemmungen 
stehender oder fließender Gewässer sowie durch witterungs-
bedingten Rückstau. 

 

Verstopfungen von Ableitungs-/Regenfallrohren inner-
halb von Gebäuden 

Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen der Ablei-
tungsrohre der Wasserversorgung gemäß § 6 AL-VGB 2005 

innerhalb der versicherten Gebäude und außerhalb der versi-
cherten Gebäude bis zum Hauptkanal sowie der Regenfall-
rohre innerhalb der versicherten Gebäude sind bis zu dem 
vereinbarten Betrag pro Schaden mitversichert. 

 

Wasserverlust durch Bruch von Zuleitungen der Was-
serversorgung 

Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge eines 
Versicherungsfalles Leitungswasser austritt und der Mehr-
verbrauch durch das Wasserversorgungsunternehmen in 
Rechnung gestellt wird, sind bis zu dem vereinbarten Betrag 
pro Schaden mitversichert. 

 

Wiederaufforstung von Bäumen 

Der Versicherer ersetzt die notwendigen Kosten für die 
Wiederbepflanzung des Versicherungsgrundstücks durch 
Sturm umgestürzter Bäume sowie von Bäumen, die durch 
einen Versicherungsfall zerstört oder infolge eines solchen 
Ereignisses abhanden gekommen sind und eine natürliche 
Regeneration nicht mehr zu erwarten ist. 

 

3. Die nachstehende Klausel gilt nur bei Ver- 
    einbarung des Servicepakets »Ableitungs- 
   rohre« 
 

Erweiterte Rohrleitungsversicherung für Ableitungsroh-
re 

In Erweiterung von § 7 Nr. 3 AL-VGB 2005 gelten Schäden 
durch Rohrbruch oder Frost an sonstigen Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung außerhalb des Gebäudes bis zu 5.000 
EUR je Schadenfall mitversichert, sofern der Versicherungs-
nehmer zur Unterhaltung dieser Anlagen nachweislich ver-
pflichtet ist. 

Die Höchstentschädigung je Versicherungsjahr ist begrenzt 
auf das Doppelte der vereinbarten Entschädigungsgrenze. 

 

4. Die nachstehende Klausel gilt nur auf  
   Grund besonderer Vereinbarung 
 

7862 Makler 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevoll-
mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche-
rungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Makler-
vertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer 
weiterzuleiten. 

 

5. Die nachstehenden Bedingungen gelten  
   nur, sofern Elementarschäden versichert  
  sind 
 

Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Ele-
mentarschäden in der Wohngebäudeversicherung (BEW 
2000 – Euro), Formular S 77 

 



 

6. Hinweise 
 

Regressverzicht 

Unser Unternehmen ist dem Abkommen der Feuerversiche-
rer über einen Regressverzicht bei übergreifenden Feuer-
schäden beigetreten. Der Verzicht erfasst Regressforderun-
gen, soweit sie 150.000 EUR übersteigen, bis zum Betrag 
von 600.000 EUR. Auf Regressforderungen unter 150.000 
EUR verzichten die Abkommensunternehmen nicht, weil Sie 
sich gegen Regresse in dieser Höhe durch Abschluss einer 
Haftpflichtversicherung selbst schützen können.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 


